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grösster Wichtigkeit ist. Die Hohenegg hat in den
vergangenen Jahren einer Vielzahl von Kollegen
spezielle Ausbildungsmöglichkeiten verschafft,
die nun mit Sicherheit nicht einfach zusätzlich
von andern Kliniken angeboten werden können.

Die Auflösung einer psychiatrischen Klinik
in optimaler Grösse, die über Jahrzehnte mit
dem Einsatz unzähliger Fachleute sorgfältigst
aufgebaut und unterhalten worden ist, stellt
einen Kraftakt von einzigartiger Destruktivität
dar, die wohl nur von denjenigen richtig einge-
schätzt werden kann, die ein Leben lang direkt
oder indirekt an der Aufrechterhaltung derart
einzigartiger, komplexer und fragiler Strukturen
mitgearbeitet haben. Es kann und darf nicht
sein, dass ein derartiges Vorgehen einfach mit
erst noch fragwürdigen, betriebswirtschaftlichen
Erwägungen begründet wird. Die Einsparung
von 5 Millionen Franken pro Jahr ist hoch-
spekulativ. Da die therapeutische Kapazität mit

Sicherheit nicht einfach von entsprechend un-
ausgelasteten Kapazitäten anderer Kliniken
übernommen werden kann, sind Lücken in der
Versorgung vorauszusehen, die bei weniger opti-
mal behandelten Patienten über eine Zunahme
von Chronifizierungen, Beeinträchtigung der
Arbeitsfähigkeit, Psychosomatisierungen und
Invalidisierungen das Budget der Gesundheits-
direktion zwar nur zum Teil direkt belasten wer-
den, der Allgemeinbevölkerung aber auf anderen
Wegen wiederum hohe Kosten verursachen dürf-
ten, so dass es für den Stimmbürger wohl eher zu
einer Kostenumlagerung als zu einem echten
Spareffekt kommen wird.

Es ist zu hoffen, dass die ausserordentlich
zahlreichen ablehnenden Reaktionen aus der Be-
völkerung und zusätzliche Informationen bei
der Gesundheitsdirektion und dem Regierungs-
rat zu einem vertieften Überdenken der Lage und
zu einer besseren Lösung führen werden.
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Die Analyse der Schweizerischen Vereinigung
psychiatrischer Chefärzte SVPC zur Entwicklung
der Zürcher Psychiatrie nach der Durchsetzung
der neuen Psychiatrieversorgung ist stringent
und kohärent [2]. Ganz klar wird aufgezeigt, wel-
che einschneidenden Folgen die konzeptlose
Sparübung für die verschiedenen Betroffenen
haben wird. Im drittletzten Abschnitt werden
sogar die politisch Verantwortlichen dieser Fehl-
entscheide recht klar charakterisiert.

Der SVPC-Stellungnahme fehlen aber leider
Visionen, wie man diesen Kahlschlag in der zür-
cherischen Psychiatrieversorgung wirksam ver-
hindern könnte. Aus Anlass des heutigen ersten
Mai bin ich geneigt – in Anlehnung an ein
berühmtes Zitat [3] – zu postulieren: Es reicht lei-
der nicht aus, die Folgen der neuen Psychiatrie-
versorgung richtig zu interpretieren. Es kommt
vielmehr darauf an, die fatalen Fehlentschei-
dungen zu verändern. Anlass dazu haben die fol-
genden Betroffenen:

1. Die Patientinnen und Patienten der 300 wegge-
sparten Betten lösen sich nicht einfach in
Luft auf. Ein Teil wird in andere Kliniken im
Einzugsbereich der Stadt Zürich eingewiesen,
in denen – bei praktisch 100% Belegung –
die durchschnittliche Hospitalisationsdauer
zwangsläufig verkürzt werden muss. Andere
wiederum sollten vom spitalexternen Be-
treuungsnetz aufgefangen werden. Die Psych-
Spitex kämpft aber schon heute mit den
Krankenkassen um die Übernahme ihrer Ko-
sten und hätte Mühe mit der zu erwartenden
Mehrbelastung. Die Folgen wären eine gra-
vierende Unterversorgung jener Psychiatrie-
patientinnen/-patienten, welche sich nur die
Grundversicherung leisten können. Jene rei-
chere Bevölkerungsminderheit, die uns das
alles mit den unsozialen Steuersenkungen
eingebrockt hat [4, 5], wird nämlich kaum
Skrupel haben, für sich und ihre Angehöri-
gen eine qualitativ hochstehende psychiatri-
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sche Betreuung in Privatkliniken zu garan-
tieren.

2. Die Angehörigen jener Patientinnen und Pa-
tienten, die zu früh und psychisch noch in-
stabil entlassen werden, sowie jener, die auf
ein freies Bett warten, dürfen sich auf Mehr-
belastungen gefasst machen: Durch ihre hos-
pitalisationsbedürftigen Angehörigen kom-
men sie mit Freizeit, Nerven und allenfalls
auch ökonomisch leicht an die Grenze. Wie
so oft in solchen Situationen trifft dies vor
allem die Frauen, die seit jeher geduldig die
familiären Betreuungen gratis übernommen
haben.

3. Die Betreuungspersonen ärztlicher oder pflege-
rischer Provenienz aller psychiatrischer Kli-
niken im Einzugsbereich Zürichs werden eine
Verschärfung ihrer – jetzt schon prekären –
Arbeitsbedingungen erfahren. Nicht alle wer-
den diesen Belastungen gewachsen sein und
immer weniger junge Leute werden diesen
Beruf ergreifen. Ein ausgebranntes, demoti-
viertes Personal mit einer hohen Fluktua-
tionsrate kann aber zwangsläufig nicht mehr
gleich gute Leistung erbringen – die Betreu-
ungsqualität sinkt logischerweise. Wie die
SPVC zu Recht befürchtet, wird die Zürcher
Psychiatrie dadurch viel von jener gesell-
schaftlichen Akzeptanz verlieren, die sie in
den letzten fünfzig Jahren aufgebaut hat [6].

Nur die Betreuungspersonen sind objektiv fähig,
innert kürzester Zeit diese unheilvolle Entwick-
lung zu stoppen, denn nur sie verfügen über
effiziente Organisationsformen und wirksame
Druckmittel. Selbstverständlich ist die Unter-
stützung der Patienten/-innen- und Angehöri-
genvereinigungen äusserst wichtig. Der Wider-
stand wurde von VPOD, SBK und VASK auch
schon aufgenommen mit einer Demonstration
am 22. April 2004 in Meilen und der Petition «Ja
zur Klinik Hohenegg, Meilen» [7], die demnächst
eingereicht wird. 

Höchstwahrscheinlich reicht die Petition
allein nicht aus, um die Streichung der 300 Psych-
iatriebetten zu verhindern. Der politische Druck
muss erhöht werden und die Chancen dazu ste-
hen gar nicht so schlecht. Sowohl die Ärztinnen
und Ärzte wie auch das Pflegepersonal verfügen
über Erfahrungen im Umgang mit ausserparla-
mentarischen Mitteln, dies zu erreichen:
1. Die Sektion Zürich des Verbands Schweizeri-

scher Assistenz- und Oberärztinnen und -ärzte
VSAO zwang mit ihrem Bleistiftstreik vom
November 1998 die Regierung des Kantons

Zürich dazu, die verlangte 55/65-Stunden-
Woche mit Nachtragskrediten von 12 Millio-
nen Franken innert eines Jahres zu imple-
mentieren [8]. Dem gegenüber spart die
Regierung bei der Hoheneggschliessung mit
5 Millionen weniger als die Hälfte [1].

2. Das Pflegepersonal erzwang von der Regie-
rung im Frühjahr 2000 mit den Aktionsta-
gen, punktuellen Arbeitsniederlegungen und
einer mächtigen phantasievollen Demon-
stration [9] erfolgreich mehr Lohn. Die Ak-
tion Gsundi Gesundheitspolitik (AGGP [10])
und der Verband des Personals Öffentlicher
Dienste (VPOD [11]) waren organisatorisch
massgeblich an dieser erfolgreichen Aktion
beteiligt – beide Organisationen stehen be-
reits in den Startblöcken.

Sollten Ärzte und Pflegepersonal sich tatsächlich
zu gemeinsamen synergistischen Aktionen zu-
sammenfinden und mit medial gut vermittelten
Aktionen – natürlich ohne Risiko für die Patien-
tinnen und Patienten – die Öffentlichkeit infor-
mieren und mobilisieren, könnte die Regierung
gezwungen werden, die fatalen Sparmassnah-
men in der stationären Psychiatrie nicht durch-
zusetzen. Wer wagt gewinnt – kann vielleicht ge-
winnen – wer aber zuwartet hat schon verloren.
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